
USA: Stellungnahme zu Trumps
faschistischer Provokation
Zuerst  veröffentlicht  unter:  Workers  Power  (USA)  und  Internationales
Sekretariat der Liga für die Fünfte Internationale, Infomail 1133, 7. Januar
2 0 2 1  /
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/01/08/trumps-faschistische-provokation/

Die Erstürmung des US-Kapitols durch einen Mob von Faschist_Innen, auf
Veranlassung von Donald Trump, war ein gescheiterter Versuch des in die
Enge getriebenen, aber immer noch bissigen Präsidenten, den Kongress (und
den  Vizepräsidenten)  zu  zwingen,  die  Anerkennung  des  demokratischen
designierten Präsidenten Joe Biden aufzugeben.

Vor, während und nach der Wahl peitschte Trump den harten Kern seiner
Anhänger_Innen mit der Behauptung auf, dass die Demokratische Partei im
Begriff  wäre, die Wahl zu „stehlen“, und dies dann in die Tat umgesetzt
hätte. Eine kleine Ironie daran, dass Trump selbst dabei ertappt wurde, als er
den   Republikaner  aus  dem  Bundesstaat  Georgia,  Brad  Raffensperger,
anbettelte, 11.000 Stimmen zu „finden“, um ihm den Sieg in diesem Staat zu
gewähren.

In mehreren Tweets rief er seine Anhänger_Innen am 6. Januar zu einem
„wilden“ Versuch, Biden aufzuhalten, nach Washington auf. Am Tag selbst
sprach er persönlich auf der Kundgebung, forderte seine Anhänger_Innen
auf, „stark zu sein“ und stachelte sie an, die Pennsylvania Avenue hinunter
zum  Sitz  des  Kongresses  zu  „laufen“,  um  die  Minderheit  der
Republikaner_Innen zu  unterstützen,  die  versuchten,  die  Bestätigung der
Wahl von Joe Biden zu verhindern. Sein persönlicher Anwalt, Rudy Giuliani,
rief sogar zu einem „Prozess durch Kampf“ auf.

Offensichtlich war es kein Zufall, dass der normalerweise schwer bewachte
Capitol-Komplex nur mit einer symbolischen Polizeipräsenz versehen war, um
mit einer Massendemonstration fertig zu werden, die von Trump zur Raserei
aufgepeitscht  worden  war.  In  der  Tat:  Bilder  zeigen,  dass  die  Polizei
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Metallbarrieren öffnet, um den Mob durchzulassen.

Welche Intrigen auch immer hinter diesem höchst verdächtigen Einsatz der
Sicherheitskräfte  steckten,  der  in  lebhaftem  Kontrast  zu  den  schwer
bewaffneten  paramilitärischen  Kräften  stand,  die  im  Juni  letzten  Jahres
friedliche Black-Lives-Matter-DemonstrantInnen angriffen, das Ergebnis war
die  weite  Öffnung  der  Gräben  innerhalb  der  Republikanischen  Partei
zwischen Trump-Anhänger_Innen und einem Großteil des republikanischen
Establishments. Es hat auch die Übereinkunft des Kapitals herbeigeführt,
wenn  nicht  hinter  Joe  Biden,  so  zumindest  in  der  Verteidigung  der
verfassungsmäßigen  Ordnung.

Vier Jahre lang hat sich das „respektable“ republikanische Establishment auf
einen unberechenbaren Demagogen verlassen müssen, um die WählerInnen
für sich zu mobilisieren. Viele von ihnen haben seinen vergeblichen Versuch,
das Wahlergebnis zu unterlaufen, gerne mitgemacht. Eine große Anzahl von
republikanischen Abgeordneten stimmte noch gegen die Ratifizierung.

Das Lancieren von lästigen Klagen, das Aufstellen von nachweislich falschen
Behauptungen  über  Betrug,  das  Auffordern  von  Generäl_Innen  zum
Eingreifen und sogar der Versuch einer dreisten Wahlmanipulation waren für
viele von ihnen offenbar akzeptabel.

Aber zu einer Demonstration aufzurufen, um den Sitz der bürgerlichen
Vertretung einzuschüchtern und das heilige Ritual der Übertragung der
Exekutivgewalt von einer Partei auf die andere mit einer gewalttätigen
Provokation zu unterbrechen, ging zu weit, wie die Kader des „tiefen
Staates“ zweifellos deutlich machten.

Trotz des schmachvollen Scheiterns des Putsches hat er eine zweifache
Bedeutung. Wie der Münchner Bierkeller-Putsch von 1923 hat er allen
AnhängerInnen der „white supremacy“ (Überlegenheit der weißen „Rasse“)
und faschistischen Gruppen einen gemeinsamen Bezugspunkt gegeben und
sie
in eine rechtsextreme Massenbewegung gezogen. Es bleibt abzuwarten, wie
sich diese entwickeln wird, aber es ist sicher, dass Biden und die



DemokratInnen an der Regierung, die die Politik des
Wirtschaftsliberalismus verfolgen, den rassistischen Sumpf, in dem sie
gedeiht, nicht trockenlegen werden.

Trotzdem hat Joe Biden die Kontrolle über beide Häuser gewonnen, und nun
wird sein Programm auf die Probe gestellt.  Es ist unvermeidlich, dass er
wenig oder nichts für die Gesundheitsversorgung für alle tun wird, die bei
der  Pandemie  so  lebenswichtig  ist,  wenig,  um  die  Killer-Cops  zu
kontrollieren, wenig, um die Massenwelle der Arbeitslosigkeit zu bekämpfen.
Nicht zuletzt wird sich die Demokratische Partei als völlig nutzlos erweisen,
wenn es darum geht, die demokratischen Rechte zu verteidigen, sei es gegen
die staatlichen Kräfte oder gegen die wachsenden der Faschist_Innen.

Der erste  Test,  den faschistischen Provokationen zu widerstehen,  könnte
schon bei  Bidens  Amtseinführung kommen.  Die  Arbeiter_Innenbewegung,
BLM  und  die  Jugend,  die  DSA  (Demokratische  Sozialist_Innen),  müssen
mächtige Selbstverteidigungskräfte mobilisieren, um die FaschistInnen von
den Straßen zu fegen, wo und wann immer sie auftauchen.

Aber alle Ausgebeuteten und Unterdrückten brauchen ein Programm der
Arbeiter_Innenklasse,  um  mit  den  miteinander  verbundenen  Covid-,
ökonomischen, Klima- und Demokratiekrisen fertig zu werden: ein Programm
der Hoffnung, das auf der Enteignung des Reichtums der Bosse und einer
demokratischen Planung im Weltmaßstab beruht und die einzige Alternative
zu  den  neoliberalen  DemokratInnen  und  der  rechtsextremen  Politik  der
Verzweiflung darstellt.

Dies  zu  tun  bedeutet,  eine  Partei  der  Arbeiter_Innenklasse  aufzubauen,
unabhängig von den prokapitalistischen Fälscher_Innen Bernie Sanders und
der „Riege“ (prominenter demokratischer SozialistInnen); eine Partei, deren
Mitglieder die ArbeiterInnenklasse am Arbeitsplatz, in den Gemeinden und
auf  der  Straße  organisieren,  als  Teil  des  Klassenkampfes,  um  den
Kapitalismus  zu  stürzen  und  zur  sozialistischen  Revolution  zu  führen.


